WILZHOFEN ,AM HINTERFELD 1. ERWEITERUNG”

A) Zeichenerkldrung fiir die Festsetzungen 2. MaB der Nutzung 9. Abwasserbeseitigung Praambel
Das Mafl der Nutzung wird bestimmt durch die Baugren- Die anfallenden hduslichen Abwasser sind lber die Ab-
WA Allgemeines Wohngebiet zen, die hochstzuldssige Grundflédche fiir Hauptgebdude wasserbeseitigung (Zweckverband Ammersee-Ost) zu ent- Die Gemeinde Wielenbach erlidft aufgrund § 9 und § 10 des
(GR) und die Zahl der Vollgeschosse (Haustyp). Je sorgen. Baugesetzbuches (BauGB), Art. 23 der Gemeindeordnung fiir
1 ' Wohngebdude sind nicht mehr als die durch Planeintrag Um eine Grundwasserabsenkung zu vermeiden, soll das den Freistaat Bayern, Art. 98 der Bayer. Bauordnung
2 Wo héchstzuldssige Zahl der Wohnungen in festgesetzten Wohneinheiten (2 Wo) zuldassig. gesamte Niederschlagswasser, soweit méglich, auf den (BayBO) und der Verordnung iiber die bauliche Nutzung der
= Wohngebauden , = Baugrundstiicken versickert werden. Grundstiicke (Baunutzungsverordnung) sowie des MaBnahmen-
WA /2 Wo zul. GRmax | ) Die zuldssige Grundflache fir ein freistehendes Ein- gesetzes (MafnG)/Wohnungsbauerleichterungsgesetz (Wo-
160 m? il GR héchstzuladssige Grundfldche fiir Hauptge- zelhaus (ohne Garage und Nebengebdude) wird im Nut- BauErlG) diesen Bebauungsplan als Satzung.
S — U§Q] LSS bdude, ohne Garagen und Nebengebaude, zungsbereich 2 auf max. 130 m?, im Nutzungsbereich 1 10. Wasserversorgung
[+D o = 130 m2 z.B. 130 m? auf 160 m? als Hochstwert beschrankt. " )
Samtliche Neubauten sind an die zentrale Wasserver-
D \ v ol R 1+D Haustyp ErdgeschoB + Dachgeschofl, D als } N y sorgung anzuschlieflen. Verfahrensvermerke
ZZES . R VollgeschoB zuldssig, Kniestockhdhe maxi- 3. Grundform - Mindestgrundstiicksgrofe
DN 2237 \ e S mal 1,60 m, gemessen von Oberkante Roh- s _ B { _ _ :
GO I | decke bis Unterkante Sparren an der Als Grundform fiir die Hauptgebdude ist ein Rechteck 11. Leitungen Die vorgezogene Biirgerbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB
| Aufenseite der AuBenwand. zu verwenden. Die Traufseite muBl mindestens um 1/5 WUTrde semehowmeedness in Rehmen der Gffentlichen Auslegung gem. § 3 Abs.2 BauGB
|| ' i langer sein als die Giebelseite. Samtliche Versorgungsleitungen sind zu verkabeln, durchgefiihrt. Dabei wurden die Ziele der Planung dargé—
@ l | 2693 i 0 of fene Bauweise ) ) . . . ) } Dé.u:hsténder ﬁ_if Vers'orgunqsl.e:ltungen sind untersagt. legt und es bestand Gelegenheit zur Anhérung und Erdrte-
S N St - L R e e LD e e
ZUL(%%ﬂGX .\“\53 ib nur Einzelhduser zuldssig Die Trager offentlicher Belange wurden mit Anschreiben
- vom 20.11.1996
L. <;f' . \\\\ 4. Dachform (Hauptgebdude) 12. Lagern, Abstellen etc. gem. § 4 Abs.l BauGB am Aufstellungsverfahren beteiligt.
3
'\ \\\ ‘\\ FRRIERER Die Hauptgebdude sind mit einem 22 bis 27° geneigten Lager fir Schrott, Abfalle sowie Autowrackplatze und Der Entwurf des Bebauungsplanes mit Begriindung wurde
) Satteldach auszufihren, Dachdeckung mit Dachziegeln dhnlich wirkende Lagerfldchen sind unzulassig. Die gem. § 3 Abs. 2 BauGB vom 25.11.1996bis 07.01.1997 im
26 &ffentliche Verkehrsfldche ©0.d. in naturrotem Farbton. Dachgauben und Dachein- Aufstellung von Wellblechgaragen und die Anordnung Rathaus der Gemeinde Wielenbach -Geschaftsstellenleitung-
2658713 26581 Yy o b schnitte (negative Gauben) sind unzuldssig. Liegende von Stellplatzen fiir Wohnwagen und Boote sowie ober- 6ffentlich ausgelegt.
’ ; Dachflachenfenster werden in der GréBe auf max. 1,0 irdische Lagerbehdlter fiir flissige oder gasfdrmige
[ e LT e - \\\\ Verkehrs flachenbegrenzungslinie mZHGlasfléchg beschrankt. Es sind allseits Dachiiber- Stoffe im Freien ist im Geltungsbereich nicht zulas-
t stand? von mind. 80 cm vorzusehen, Kastengesimse sind sig. Die Gemeinde Wielenbach hat mit BeschluB vom 13.05.1997
, unzuldssig. den Bebauungsplan gem. § 10 BauGB als Satzung beschlos-
E§§§§ Gehweg/landw. Fahrweg e sen.
2658/9 5. Nebengebdude und Garagen
2658712 e —{ gggi__———- e T 8ffentliche Griinfldche (StraBenbegleit- ‘ ‘ [ . » Stitzmauern sind auf den”Pr%vatgrund§tucken bis zu
e ﬂIID 2657/8 —— griin) JelWOhnelnhelt sind mindestens 2 Stellpldtze unterzu- einer ﬂohe von 80 cm zgla551g. Als sichtbare Materia- Genehmigungsverfahren:
3 bringen. lien sind nur Naturstein (z.B. "Zyklopen - Trocken-
¢ -§§§§§ mauerwerk), Holz (z.B. Palisaden) oder an der Ober- Das Landratsamt Weilheim-Schongau hat den Bebauungsplan
}3 l private Griinfldche (Ortsrandeingriinung) Garagen und Nebengebdude sind im Geltungsbereich auch flache strukturierter Beton (gestockt, gespritzt, mit Schreiben vom 04.07.1997 gem. § 1 Abs.2 BauGB-
oy 658/8 auBerhalb der Baugrenzen zuldssig; jedoch nicht im bossiert) zuldssig. Stiitzmauern sind zu bepflanzen MafnahmG genehmigt.
: Bereich der ausgewiesenen privaten Griinflache (Orts- (hangend) oder zu beranken (selbstklimmend).
2658/17 B % zu pflanzende Biume und Strducher, keine randeingrinung); zur Offentl. Verkehrsfldche ist
e \\w . Lagefestsetzung grundsatzlich ein Mindestabstand von 0,5 m einzuhal- Weilheim, 28 J “1997
- - \\\\\ r ten. 14. Abstandsfldchen Landratsamt w'eiq elm-Schongau
et i .
A Bezeichnung der unterschiedlichen Nut- Garagen und Nebengebdude sind - sofern sie nicht ins Hinsichtlich der Baugrenzen finden die Vorschriften
2658/7 <::) zungsbereiche, z.B. 1 Wohnhaus integriert sind - mit geneigtem Satteldach, des Art. 6 bzw. Art. 7 BayBO Anwendung. P R e
5 : i e Dachneigung entsprechend dem Hauptgebdude bzw. Pult- <o
‘g—J dach, firstseitig an das Hauptgc'f‘r.iude angebaut, Dach- ¥ Der /Bebauungsplan mit der Begriindung wurde am 09.07.1997
g ey HaustiirstelchEang neigung 22 - 27°, zu errichten. Gemeinsame Grenzgara- 15. Hohenlage der Gebdude dur 6ffentlichen Aushang gem. § 12 BauGB be-
—— T gen sind in Dachneigung aufeinander abzustimmen. kanftgemacht und ist damit rechtsverbindlich.
(5] g Die Oberkante Rohboden ErdgeschoB darf an der ungin- iglenbach, 09.07.1997
:Ej < SD gatteldach Vor den Garagen bzw. Grundstiickszufahrten ist ein stigsten Stelle des Gebdudes im Nutzungsbereich 1
AN 2658/6 mind. 3 m tiefer Stauraum freizuhalten, der zur of- nicht mehr als 50 cm, im Nutzungsbereich 2 nicht mehr
TR fentlich gewidmeten Verkehrsfldche hin nicht einge- als 100 cm iiber der natiirlichen Geladndeoberflache
M 770 Dachneigung, hier 22 - 27° zdunt werden darf. liegen. Abgrabungen und Aufschiittungen sind unzulds- E. | mme l
S19. 41 Burgermelster
T - ; ; & Der DachgeschoBausbau von Garagen und Nebengebauden
- £ Mafizahl in Metern, z.B.15 zur Wohnnutzung sowie das Aufstocken mit Kniestock - - — —
| sofern sie nicht ins Wohnhaus integriert sind - 1ist D) Hinweise
ety 3 e ANUNGSSTA o ENTWURF
2661 GO Ubergeordnete Raumlichkeiten (Kinder-, RS ATL PLANUNGSSTAND @ 5 I
e T ) Schlaf-, Wohnzimmer, u.d.) dirfen nur 1. Stauraum vor der Garage als Stellplatz < - A LT SRENDET
// % 5 : .- ' _ : dann nach Westen orientiert werden, so- £ . Passadsn Cg§ ACHBEHORDENBETEILIGUNC
S T . <372 oo ; SR fern sie mind. ein zum Liften geeignetes ERSS Staurdume ab 5 m Tiefe vor der Garage kodnnen als not- K T T R g e
Q;vﬂ' =13 : ; : Fenster nach Siiden oder Norden besitzen. Als an der Aufenfassade sichtbare Hauptbaumaterialien wendiger Stellplatz angerechnet werden. &ED OF*ENLg}JHE AUSLEGUN
ST 7 sind nur Holz und Putz zulédssig. 2
o . | GENEHMIBUNGSVERFAHRE!
e i 7 k. \ y ;4 _ | Grenze des Geltungsbereiches a) Balkonkonstruktionen sind in Holz auszufiihren. 2. Schneelast ég) R Q ﬁ%_f bl
\\\<; = . Bl S : . : t : Holzverkleidungen anstelle von Putzfassaden sind s =
,;:2? = . i AP ; grundsatzlich zuldssig. Fir die Bemessung der statisch beanspruchten Bauteile (jg‘ ENDFASSEONG
, ) " ’ ) ) . der Gebaude ist eine Schneelast von 1,03 kN/m? waag- :
B) Zeichenerkldrung fiir die Hinweise b) Zyklopenmauerwerk, die Verwendung von metallener, rechter Grundfldche anzusetzen ‘ )
A2 mrEa i ‘ _ .ng kunststoffener oder zementgebundener Wandverklei- GEANDERT/ERGANZT AL 411 1996
? o 26661 ' 7 5 . dung, farbtransparenten Kunststoffplatten o.&a. fiir . F AL 5 5 1997
R i R — i estehende Flurstiicksgrenze Balkonverkleidungen, vorgebaute Windfange, Sicht- 3. Ortsrandeingriinung
"""""""""" : Y 4 schutzwdnde etc. ist unzuldssig; ebenso Sichtblen-
REELE e S e 6 | . . den aus Strohmatten und Ornamentsteinen. Die Bepflanzung hat mit heimischen Laubbdumen und
,,,,,,,,,, 2w o RN : = aufzuhebende Flurstiicksgrenze Strdauchern zu erfolgen.
. i e, ST T B ;;:.i;:f'::::-:1:: - e " . SRS Parzellierungsvorschlag 7. RABSXSECIRY 4. Bodenversiegelung
& ..m e : 2667 T — . i E Im Geltungsbereich sind strafBenseitig max. 1,25 m ho- ) - -
L mE Sl (£ e o = i :’::__ i ) N e ) he Holzzdune zu errichten (z.B. Hanichelzaun). Befestigte Flachen fiir Zufahrten, Stellpldtze etc.
hH e S I - - < ) _ . 562 ——— Hohenlinie mit Meterangabe, bezogen auf Zwischenziaune kdnnen auch aus verzinktem Maschendraht sind auf das unbedingt notwendige MaB zu reduzieren.
o L el | AL TR : ey Normal Null (NN) mit Rundeisensdulen ausgefiihrt werden. Sie sind in Die Oberfldche ist wasserdurchldssig (z.B. Rasengit-
; gt ai der Hohe den StrafBenzdunen anzupassen. tersteine, Pflasterung oder Kiesschiittung) auszubil-
--------- SR e P _ o = i 0 2683 " Die Einfriedungen kénnen filir den Sichtschutz mit den; Teer-, ASpha;t— oder Betonflachen auf den Pri-
“““ g e m e U & g | A S A Flurstiicknummer Straduchern (keine Nadelgehdlze) in Gruppen bepflanzt vatgrundstiicken sind nicht gestattet.
: T s T R S NP S . SR . Vi werden. Geschlossene Hecken sind nicht zulassig.
-------- = A V= e i - P77777 .
\ g : e e R T S el g B B0y i T i e e TE e /,//i/;/,/z::: bestehende Wohn- und Nebengebadude 5. Versickerung von Niederschlagswasser WI LZHOFEN
\ \ e = e e . - - g == 8. Gartenfldachen
/’\\ 2287 y e _,’f,,f_,, A L i S e ; ' . ) Mit der Einreichung der Bauvorlagen ist gegeniiber der
: - ST et i 3 L b - unverbindlicher Vorschlag fur”FOrm und a) Die nicht bebauten und nicht als Fahr- oder Gehweg Gemeinde der Nachweis iiber die Versickerung von Nie- AM HINTER FELD 1 ERWE'TERUNG
j \\ . & 7 L % i) . 2 s Gy R T Situierung der geplanten Baukorper benutzten Grundstiicksflichen sind innerhalb eines derschlagswasser auf dem Baugrundstiick vom Bauherrn '
s e 5 b s £ i T " ; Jahres nach Bezugsfertigkeit gartnerisch anzulegen zu erbringen.
/[ 2670/6 und zu unterhalten. Innerhalb dieser Frist sind
& QID 2669 O KeEtaat d - pro 250 m? Grundstiicksflache mir}d. 1 heimiﬁcheg, B ey oy ey N 1
& ~3 " ) ZUung durc ext standorttypischer Laubbaum und je 50 m? Griinflache GEMEINDE V/IELE IBAC
L § s ein Strauch zu pflanzen. LANDKREIS WEILHEIM- SCHONG AU
[%)
& 1. Art der Nutzung b) Die Anpflanzung von nicht standortgemdBen oder
?5‘ 1 b . . ) fremdartigen Gehdlzen wie z.B. Trauerformen von
& 267075 — 2668 Dz;ége§zuggsN$ée;ch wird als Allg. Wohngebiet (WA) Weide, Buche, Ulme sowie Zedern aller Art, Zypres-
o o T i g = RSLgeseLat . sen und Thujen in Séglenfgrm SOWiﬁ alleGb.l.agen 3 BEBAUUNGSPLAN M 1 - 1000
O — = Formen ven Tannen und Fichten sind aus Grunden des
Y g "0 \ ) O) §§2a6(§)lBiﬁ;QO(gicﬁiquo Yerden Ausnahmen nach § 4 Orts- und Landschaftsbildes nicht zuldssig.
/ % 668 |1 Q e c) Die Anpflanzung von Obstbdumen und Beerenstrau-
S chers Sobie Tlraerdloer S dis CArtengastsltung KREISPLANUNGSSTELLE LANDRATSAMT WEILHEIM-SCHONGAU
: £§§§§§ [U] wird von den Festsetzungen des Bebauungsplanes WEILHEIMA OB., 6 8 1996
® g 26682 @ nicht beschradnkt. Die Einhaltung der gesetzlichen
\\\\\\iEL " , e Grenzabstdnde nach dem Bayer. Nachbarrecht (AGBGB) LA
: ‘ NN g ist bei allen Gehdlzpflanzungen zu beachten.
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Bebauungsplan Wilzhofen "Am Hinterfeld 1. Erweiterung"
Gemeinde Wielenbach
Landkreis Weilheim-Schongau

Begrindung gemdaPB § 9 (8) BauGB

IT.

Planungsrechtliche Voraussetzungen

Der Gemeinde Wielenbach liegt fUr den Ortsteil Wilz-
hofen ein genehmigter Fl&chennutzungsplan vor, fir den
derzeit das Anderungsverfahren durchgeflihrt wird. Der
Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist als land-
wirtschaftliche Nutzfl&che ausgewiesen.

Ziel des Bebauungsplanes ist die Deckung eines dringen-
den Wohnbedarfs der einheimischen Bevdlkerung, der Be-
bauungsplan wird deshalb nach dem MaPnahmen- bzw. Woh-
nungsbauerleichterungsgesetz zum BauGB aufgestellt.
Durch die geplante bauliche Nutzung wird der Wohnanteil
im Geltungsbereich Uberwiegen, das MaPnahmengesetz ist
daher anwendbar. '

Zur Sicherung einer geordneten stédtebaulichen Fntwick-
lung hat die Gemeinde Wielenbach am 13.02.96 beschlos-—
sen, einen Bebauungsplan aufzustellen. Der Auftrag zur
Ausarbeitung des Planentwurfes wurde der Kreisplanungs-
stelle erteilt.

Lage, Gro6fe und Beschaffenheit des Baugebietes

Das Baugebiet liegt im westlichen Teil des Ortsteils
Wilzhofen, westlich "Am Hinterfeld" sowie stdlich und
nérdlich der Bachstrape.

Im Osten und Norden grenzt die Ortsbebauung unmittelbar
an, im Westen und Stden landwirtschaftliche Nutzflé&che.

Der Geltungsbereich, beinhaltet eine Flache von ca.
0,459 ha. Das Gelé&nde ist im ndérdl. Bereich relativ
eben, im stdl. Bereich ca. 3,0 m nach Stidwesten zum
Grindbach geneigt.

Erhaltenswerter Baumbestand ist im Geltungsbereich
nicht vorhanden.



ITT.

3.3

Geplante bauliche Nutzung
Der Geltungsbereich wird als allgemeines Wohngebiet
(WA) gem&B § 4 BauNVO ausgewiesen.

Das MaP der baul. Nutzung wird festgesetzt durch die
maximale zulé&ssige Grundfldche (zul. GR max.) sowie die

'~ Zahl der Vollgeschofe (I + D). Die zul&ssige GR max.

wird im Nutzungsbereich 2 auf 130 am, aufgrund groferer
Bauparzellen im Nutzungsberelch 1 auf 160 gm fest-
gesetzt.

Um die dérfliche Struktur zu erhalten., sowie eventuel-
len Fehlentwicklungen (Kleinwohnungen als "Zweitwohnun-
gen" mit allen Folgelasten fir die Gemeinde) vorzubeu-
gen, wird aus besonderen stadtebaul. Griinden (§ 1 BauN-
VO (9)) durch Festsetzung der héchstzul. Zahl der Woh-
nungen in Gebaudén/Parzelle eine zu dichte Wohnnutzung
mit Kleinwohnungen vermieden.

Im nérdl. Bereich (Flur-Nr. 2659 T) werden 2 Einzelhau-
ser (Grundsticksgréfen ca. 800 m2), sowie im stidl. Be-
reich (Flur Nr. 2666/2 und 2666 T) 3 Einzelhduser
(Grundstlcksgréfen ca. 600 m2) konzipiert.

Baudichte sowie Parzellengrdfe wurde zur Deckung eines
dringenden Wohnbedarfs nach den Vorstellungen der Ge-
meinde geplant.

Die uUberbaubaren Grundstilicksfl&chen werden durch Fest-
setzung der Baugrenzen geregelt. Ziel ist die Freihal-
tung des Vorgartenbereiches sowie der privaten Grin-
flachen fir die Ortsrandeingriinung von massiver Bebau-
ung.

Garagen und Nebengebdude sind ausdricklich auPerhalb
der Baugrenzen zuldssig; die Situierung zum Hauptbau-
kérper soll zusatzliche l&rmgeschiitzte Frelberelche
ermdglichen.

Die Baukdrper sind bis zu Zweigeschossig (I + D), mit
Satteldach, Dachneigung 22 - 27° zulé&ssig.

Fir die Einzelhé&user 1st jeweils 1 Garagengeb&ude ange-
ordnet

Die Hbhenlage der Geb&ude im Nutzungsbereich 2 ist der
Hanglage entsprechend mit Sockelgeschof, talseitig, bis
80 cm, mit der Mdglichkeit der natlirl. Belichtung des
KellergeschoBes geplant.

Die Verkehrsfldchen sind weitgehend vorhanden, die Er-
schlieBungsstrafe "BachstraBe" wird nach Stden verlan-
gert und durch einen Wendeplatz ergénzt.



3.9

Iv.

Dichte im Geltungsberei;h

Fladchenverteilung:

Nettobauland ca. 0,358 ha
Verkehrs—- und Gruinfléche ca. 0,101 ha
Geltungsbereich ca. 0,459 ha
Einwohner:

5 Parzellen mit max. 2 Wo = 10 Wo x 3 Pers.

= 30 Einwohner

30 Einw. auf 0,358 ha entsprechen 84 Einwohner/ha.
(Nettodichte)

ErschlieBung

Die Verkehrserschliefung erfolgt Uber die Bachstrapfe,
"Am Hinterfeld" sowie deren Verl&ngerung nach Sliden mit
Wendeplatz. '

Die Stromversorgung erfolgt von Seiten der ISAR-AMPER-
WERKE AG.

Die Wasserversorgung wird durch Anschlup an das ge-
meindliche Wasserleitungssystem sichergestellt.

Abwasser werden Uber die Kanalisation des Zweckverban-—
des zur Abwasserbeseitigung Ammersee-0Ost entsorgt.

Immissionsschutz

Fir die Bebauung im Einflupbereich der BundesstraPfe 2
(Abstand mind. 175 m) wird Grundrissorientierung, d.h.
Lage der Schlaf- und Kinderzimmer zur l&rmabgewandten
Seite, Firstrichtung i.w. Nord-sud, zwingend vorge-
schrieben.

Die vorgeschlagene Form und Situierung der Baukdrper
(Winkel) soll Aufenthalt im Freien trotz L&rmbelastung
durch die B2 erméglichen (abgeschirmter Freisitzbereich
und Hauseingang) .

Durch die in Pkt. 5.1 und 5.2 genannten MaPnahmen wer-
den schadliche Umwelteinwirkungen auf die ausschliep-

lich oder Uberwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete so-
weit wie méglich vermieden.



5.4 Auf die Anordnung eines Larmschutzwalles wurde aus
Grunden der Landschaftserhaltung verzichtet.

Aufgestellt: ’ f P
Weilheim, 04.11.96 Wielenbach, den 42?42}:4?g?'
- Kreisplanungsstelle - Gemeinde —Pékt LO(@ZQL(GCkch
I.A. '
Albrec Bﬁrgi!meister Demmel

, 1. Blirgermelster

R



WILZHOFEN *AM HINTERFELD" 1 ERWEITERUNG
BN
SN\

/ﬁi‘.‘& 2665
O :, o

o
8.
/ P
.
’ .
‘s
’
Py
,,
2
d

, l’WE o |
UBERSICHT B A




ﬂm.. %ﬁm\x :

VERSAGT

3 -
r—2

FUR DIE DIE #~ }

HUGELGRABER -

A
o~

S
\; :f"/’

AELACHE:

ERFELD

g GRABE




	Begründung
	l. Planungsrechtliche Voraussetzungen
	ll. Lage, Größe und Beschaffenheit des Baugebietes
	lll. Geplante bauliche Nutzung
	lV. Erschließung
	V. Immissionsschutz
	Anlage 1
	Anlage 2


